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BESCHLUSS

In dem schiedsgerichtlichen Verfahren

des A ,
, Antragsteller,

g e g e n

den Vorstand des Landesverbandes Brandenburg der Piratenpartei Deutschland,
Garnstraße 36, 14482 Potsdam, Antragsgegner,

wegen: Klage gegen Ordnungsmassnahme
hier: Verweisung

hat das Bundesschiedsgericht, 3. Kammer,

aufgrund der schriftlichen Vorträge im Umlauf am 15. Juni 2020,

durch
den Richter Hartmut Semken als Berichterstatter,
den Richter Lutz Martiny und
den Vorsitzenden Richter Stefan Thöni

beschlossen:
1. Das Verfahren LSG Bbg 20/2 wird ans Landesschiedsgericht Schleswig-Holstein verwiesen.
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I. Sachverhalt
Die Parteien streiten über eine Ordnungsmassnahme gegen den Antragsteller.

Am 8. Juni 2020 hat der Antragssteller Klage beim Landesschiedsgericht Brandenburg eingelegt.

Das Landesschiedsgericht Brandenburg hatmit Beschluss vom 12. Juni 2020 festgestellt, dass für eine Richterin
absolute Ausschlussgründe gemäss § 5 Abs. 1 SGO vorliegen und hat die betroffene Richterin vom Verfahren
ausgeschlossen.

Durch den Ausschluss einer Richterin wurde das Landesschiedsgericht Brandenburg in der Sache handlungsun-
fähig, die verbliebenen Richter haben auf diese Handlungsunfähigkeit erkannt und mit Beschluss vom 12. Ju-
ni 2020 das Bundesschiedsgericht angerufen mit der Bitte, das Verfahren an ein handlungsfähiges erstinstanzli-
ches Gericht zu verweisen.

II. Gründe
Ist das zuständige Gericht handlungsunfähig, so verweist das nächsthöhere Gericht das Verfahren gemäß
§ 6 Abs. 5 Schiedsgerichtsordnung (SGO) an ein anderes, der Eingangsinstanz gleichrangiges, Gericht.

Das Landesschiedsgericht Brandenburg ist für dieses Verfahren handlungsunfähig. Deshalb ist das Verfahren an
ein anderes Landesschiedsgericht zu verweisen.

Weil bereits ein anderes Verfahren dieser Streitparteien, Az. LSG-BBG 1/20, ans Landesschiedsgericht Schleswig-
Holstein verwiesen wurde, ist aus Gründen der Prozessökonomie auch dieses Verfahren dorthin zu verwei-
sen. Das geographisch nächstgelegene Landesschiedsgericht Berlin ist bereits mit einem Verfahren beschäftigt.
Die LandesschiedsgerichteMecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt undThüringen sindunbesetzt.
Das Langesschiedsgericht Niedersachen ist handlungsunfähig. Das Verfahren ist somit an das nächste freie und
handlungsfähige Landesschiedsgericht nach Schleswig-Holstein zu verweisen.

Hartmut Semken Lutz Martiny Stefan Thöni

Rechtsmittel
Gegen Entscheidungen des Bundesschiedsgerichtes sind innerparteilich keine Rechtsmittel möglich. Gegebe-
nenfalls können die ordentlichen Gerichte angerufen werden.
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